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Folgen. Einseitig politisch 
motivierte ‚Pläne‘ gibt es seit 
35 Jahren, in Gorleben eine 
Atommülldeponie einzurich-
ten“, spöttelt die BI. EU-
Kommissar Günther Oet-
tinger, der in einem Interview 
mit der Tageszeitung „Die 
Welt“ davon sprach, das Pro-
blem der Atommülllagerung 
werde in Deutschland „wie ein 
Wanderpokal“ von Regierung 
zu Regierung weitergereicht, 
solle einmal seine Partei-
freunde in der CDU/CSU fra-
gen, ob sie einer länderüber-
greifenden vergleichenden 
Endlagersuche ohne Gorleben 
im Pool zustimmen würden, 
rät BI-Sprecher Wolfgang
Ehmke und gibt gleich die 
Antwort: „Nein, sie würden 
noch nicht einmal einer län-
derübergreifende Suche zu-
stimmen, so groß ist die Angst 
vor Bürgerprotesten, die sie 
gern aufs Wendland be-
schränkt sehen.“

Empörung hat bei den Gorle-
ben-Gegnern auch der Passus 
ausgelöst, der einen Atom-
müllexport nicht eindeutig 
verbietet. „Aus den Augen aus 
dem Sinn, der Atommüllex-
port in Länder, die die Ge-
fährdung der eigenen Bevöl-
kerung für viel Geld in Kauf 
nehmen würden, ist eine zu-
tiefst unethische Haltung.“

Aktenfunde belegen 
frühes Wissen um 
Gorlebener Gasfelder

Nach Auswertung der Tief-
bohrungen im Raum Gorleben 
hatte die Physikalisch-Techni-
sche Bundesanstalt (PTB), die 
vor Gründung des Bundes-
amtes für Strahlenschutz die 
Federführung des Gorleben-
Projekts inne hatte, empfoh-
len, auch andere Standorte als 
Endlager für hochradioaktive 
Abfälle zu untersuchen. Be-
gründet wurde in den Vorent-
würfen des abschließenden so
genannten Zwischenberichts
1983 das deutliche Abrücken 
von Gorleben mit den geolo-
gischen Mängeln, vor allem 
mit der fehlenden abschir-
menden Tonschicht und dem 
Wasserkontakt des Salzstocks. 

„Selbst nach Änderung der 
fachlichen Begründung durch 
die PTB  ú nicht mehr die 
geologischen Mängel, sondern 
Akzeptanz wurde ins Feld ge-
führt ú wurde die Empfehlung 
der Fachbehörde, auch andere 
Standorte als Gorleben zu un-
tersuchen, durch die Interven-
tion des Kanzleramts, des In-
nenministeriums und des Wis-
senschaftsministeriums unter 
Helmut Kohl (CDU) kassiert“, 
erinnert die BI. „Einmal Gor-
leben, immer Gorleben“, so 
BI-Sprecher Wolfgang Ehm-
ke, lautete die Devise, „die 
fachliche Auseinandersetzung 
hat nie eine Rolle gespielt, 
man brauchte einen Standort 
als Entsorgungsnachweis.“

Die Sitzungen des Parlamen-
tarischen Untersuchungsaus-
schusses zu Gorleben in Han-
nover mit den klaren Fronten 
zwischen der schwarz-gelben 
Mehrheit und der Opposition
seien nicht so interessant. 
Spannender seien die „Zwi-
schentöne“, wie sich Grüne, 
SPD und Linke zum Neustart 
der Atommülldebatte mit oder 
ohne Gorleben im Pool ver-
hielten und weitere Akten-
funde.

Wie die BI jetzt erfuhr, hat 
sogar das niedersächsische 
Kabinett am 21. Dezember 
1976, zwei Monate vor der 
Gorleben Standortbenennung, 
von den Gasfeldern unter dem 
Salzstock in Gorleben gewußt 
und beschlossen, in diesem 
Falle der Atommülllagerung 
Vorrang gegenüber der Förde-
rung von Erdgas einzuräumen. 
„Die Gasproblematik, also ein 
Gasfeld unter dem Salzstock 
und Gaseinschlüsse im Salz, 
sind ein K.O.-Kriterium“, er-
klärt Ehmke. Der BI bestätige 
dies die schlimmsten Be-
fürchtungen, daß Gorleben nur 
aus politischen Gründen 
schöngeredet wurde und auch 
heute noch nachträglich die 
Anforderungen an den Gorle-
bener Salzstock an die Realität 
angepaßt werden. „Diese Lü-
gengeschichte von Gorleben 
muß ein Ende haben“, so 
Ehmke. 

Der Kirchliche Umweltkreis 
Ronneburg führte am 11. Juli 
2011 eine öffentliche Infor-
mationsveranstaltung zum 
Thema „Bergbauverwahrung 
und Radonbelastung ú die 
Langzeitaussichten im Ron-
neburger Revier“ durch. Im 
Rahmen der Veranstaltung 
gaben Dr. Peter Schmidt, Ab-
teilungsleiter Umweltüberwa-
chung/Strahlenschutz/Hydro-
logie der Wismut GmbH und 
seine Kollegen Jens Regner 
und Wilko Hinz einen Über-
blick zu Ergebnissen der bis-
herigen Überwachung der 
Haldenabdeckungen in dem 
dicht besiedelten Sanierungs-
gebiet um Ronneburg. The-
matisiert wurde auf Wunsch 
des Umweltkreises insbeson-
dere eine mögliche künftige 
radiologische Langzeitüber-
wachung der Sanierungser-
gebnisse. Nach Abschluss der
physischen Arbeiten am 
Standort sind nun (fast) alle 
Halden auf zwei Aufschüt-
tungskörper umgelagert. Ab-
wetter aus dem Bergbau 
existieren nicht mehr und die 
bisherigen umfangreichen 
Transportabläufe beschränken 
sich auf den Bereich der Gru-
benwasserbehandlungen. Als 
einzig relevantem Parameter 
der bisherigen Expositions-
pfade ist mit Radon und sei-
nen radioaktiven Zerfallspro-
dukten zu rechnen, das im 
ostthüringischen Sanierungs-
gebiet fast ausschließlich auf 
verbleibende geringe und den 
natürlichen Hintergrund tan-
gierende Diffusionsaustritte 
zurückzuführen ist.1

Radonmessungen sind Be-
standteil der gegenwärtigen 
Grundüberwachung (Basis-
monitoring) im Gebiet an 
langjährig festen und nach der 
REI Bergbau2 vorgegebenen 
Orten. Das sind im Niederlas-
sungsgebiet Ronneburg der 

Wismut GmbH noch 69 
Messpunkte. Zusätzlich fan-
den in der Vergangenheit ope-
rative Radon-Exhalations- und 
Konzentrationsmessungen im 
Rahmen der anfallenden Tä-
tigkeiten statt (Sanierungsmo-
nitoring). Der Rückgang der 
Radonbelastung der Umge-
bungsluft im Gebiet Ronne-
burg kommt zum Beispiel da-
durch zum Ausdruck, dass 
1992 bei nur 4 Prozent der 
Radonmesspunkte unter 20 
Becquerel pro Kubikmeter 
(Bq/m³) registriert wurden. Im 
Jahre 2000 waren es 14 Pro-
zent und heute immerhin 46 
Prozent. Dies ist ein wichtiges 
Indiz, wie gerade im Niedrig-
strahlungsbereich die Sanie-
rung ihren Beitrag zur Erlan-
gung der natürlichen Hinter-
grundbelastung des Gesamt-
gebietes leistete. Die Reduzie-
rungsrate im Raum See-
lingstädt konnte auf Grund der 
verbleibenden unsanierten 
Altlasten des Uranbergbaus 
nicht so erfolgreich ausfallen.3

Zum Nachweis des Sanie-
rungserfolges erarbeitet die 
Wismut GmbH ein Langzei-
tüberwachungsprogramm. Be-
standteil dessen ist die 
Feststellung der Wirksamkeit 
der Abdeckungen als techni-
sche Barrieren der Verwah-
rungsbauwerke der radioakti-
ven Halden- und Schlamm-
materialien. Dabei sollen sta-
bile niedrige Exhalationsraten 
unter Ausschluss von 
Trendumkehrungen in einem 
Zeitraum von 5 bis 10 Jahren 
festgestellt werden. Am Ende 
steht die Entlassung aus der 
behördlichen Aufsicht. Die 
gleichzeitige Auswirkung auf 
die Umgebung soll nach bis-
herigen Vorstellungen der 
WISMUT in einem Zeitraum 
von 15 Jahren mit einen redu-
zierten Radon-Messnetz wei-
ter überwacht werden.

Wismut GmbH

Was wird nach Abschluss der 
Uranbergbausanierung noch 
überwacht?
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Der Kirchliche Umweltkreis 
Ronneburg hat zu dieser Per-
spektive eine wesentliche 
Forderung: Alle Verfüllkörper 
mit verbleibenden radioakti-
ven Materialien sind unter 
dauerndem Bergrecht zu hal-
ten und dabei sind Exhalati-
onsmessungen des Radons mit 
seinen kurzlebigen Zerfalls-
produkten in zeitlichen Ab-
ständen unabdingbar.
Über die Ergebnisse sowie Art 
und Weise dieser Messungen 
bzw. Messverfahren möchte 
der Umweltkreis weiterhin mit 
den Verantwortungsträgern 
des Sanierungsunternehmens 
in Kontakt bleiben.
Die Veranstaltung war sehr 
gut besucht. Neben interes-
sierten Bürgern aus Ronne-
burg, Weida und Gera nahmen 
örtliche kommunale sowie 
kirchliche Verantwortungsträ-
ger und engagierte Mitglieder 
verschiedener Umweltvereine 
teil. Auch Teilnehmer der
IPPNW4 aus Gera und Bre-
men sowie von einem For-
schungsvorhaben der Univer-
sität aus dem kalifornischen 
Long Beach wollten sich über 
das bürgerschaftliche Interesse 
im Zusammenhang mit der 
Öffentlichkeitsarbeit der Wis-
mut GmbH informieren. Ins-
gesamt war in Form des offe-
nen Informationsaustauschs 
ein weiterer Beitrag zur Absi-
cherung des Sanierungsver-
laufs der Uranbergbauregion 
Ostthüringens zu verzeichnen.

Frank Lange
Kirchlicher Umweltkreis 

Ronneburg

1. Im erzgebirgigen Raum ver-
ursachen dagegen Radonkonvek-
tionen an Berghängen sanierter 
Haldenkörper zum Teil proble-
matische Radonausdünstungen.
2. Richtlinie zur Emissions- und 
Immissionsüberwachung bei 
bergbaulichen Tätigkeiten - REI 
Bergbau 
3. Vgl. Strahlentelex 570-571 
„Die Langzeitsicherheit unsa-
nierter Standorte des Uranberg-
baus im Zusammenhang mit den 
Endlagerstätten der Uranerzauf-
bereitung in Ostthüringen“
4. IPPNW: Internationale Ärzte 
für die Verhütung des Atomkrie-
ges, Ärzte in sozialer Verant-
wortung 

Röntgenstrahlung

Gesundheits-
schäden
durch 
Radargeräte
Inwiefern Soldaten Gesund-
heitsschäden durch Radarge-
räte erlitten haben, beschäftigt 
den Bundestag und das Ver-
teidigungsministerium seit 
Ende 2000. Das erklärte die 
Bundesregierung in ihrer 
Antwort (Bundestagsdrucksa-
che 17/5731 vom 05.05.2011) 
auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion Die Linke. Anfang 
2001 sei deshalb ein „unab-
hängiger Arbeitsstab“ unter 
der Leitung von Dr. Theo 
Sommer eingesetzt worden. 
Dieser stellte der Regierung 
zufolge fest, dass „in Einzel-
fällen Bundeswehrangehörige 
in den sechziger und siebziger 
Jahren durch Röntgenstör-
strahlungen von Radargeräten 
gesundheitliche Schäden er-
litten haben können“ ú „ohne 
dass der Bundeswehrführung
jedoch Vorsatz, bewusstes Zu-
rückhalten von Informationen 
oder ein gezieltes Unterlassen 
von Schutzmaßnahmen vor-
zuwerfen wären“.

Die im Jahr 2002 eingesetzte 
Radarkommission aus exter-
nen unabhängigen Experten 
habe jedoch in ihrem Bericht 
vom 2. Juli 2003 nur für die 
von ihr identifizierten Radar-
geräte die bekannte verein-
fachte Anerkennung im Rah-
men der entsprechenden 
Wehrdienstbeschädigungsver-
fahren vorgeschlagen. Das be-
deute, daß bei Betroffenen, die 
an anderen Geräten tätig wa-
ren und erkrankt sind, die 
„normalen“ Verfahrenskrite-
rien anzuwenden seien. Das 
heißt, es werde in jedem der 
Fälle individuell geprüft, wel-
chen Strahlenbelastungen der 
Antragsteller tatsächlich aus-
gesetzt war. 
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